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Der Fall des sanktionierten Berliner Journalisten Hüseyin Doğru (red media) und die
jüngsten Eskalationen sowie „Strafverschärfungen“ des Brüsseler Sanktionsregimes – jetzt
wurde auch noch seiner Ehefrau das Konto gesperrt – sorgen zunehmend für Empörung bei
vielen Menschen, die seinen Fall und den des Schweizer Sicherheitsexperten und
geopolitischen Analysten Jacques Baud verfolgen. Dabei stehen auch die Fragen im
Zentrum, welcher Widerstand möglich und welcher wirksam sein könnte. Ein Artikel in zwei
Teilen von Maike Gosch.

Teil 1

Hüseyin Doğru wurde am 20. Mai 2025 im Rahmen des 17. Sanktionspakets der
Europäischen Union wegen angeblicher Desinformation bzw. des angeblichen Schürens von
„ethnischer, politischer und religiöser Zwietracht“ in Deutschland durch seine
journalistische Arbeit und damit Unterstützung „destabilisierender Aktivitäten Russlands“
(so die offizielle Sanktionsbegründung) auf die Sanktionsliste gesetzt. Hier finden sie
Informationen zum Hintergrund der Sanktionsinstrumente der EU und hier genauere
Informationen zur aktuellen Situation Doğrus.

In der Redaktion erreichen uns seit Bekanntwerden der beiden Fälle sehr viele Leserbriefe
von besorgten Leserinnen und Lesern, die ihre Empörung und ihre Fassungslosigkeit über
das Vorgehen der EU und der deutschen ausführenden Stellen und Behörden ausdrücken
und wissen wollen, was sie für Herrn Baud und Herrn Doğru tun können. Erstaunlich oft
fällt dabei das Wort „Mittelalter“, was vermutlich ein Zeichen dafür ist, dass sich die Leser
an vergangene Zeiten vor der Geltung wichtiger Grundrechte in Europa erinnert fühlen.
Viele Leser bieten auch Hilfe an (Sachspenden und Geld) für Herrn Doğru und seine
Familie, insbesondere auch für seine Kinder, und fragen, was sie gegen das von ihnen sehr
stark empfundene Unrecht tun können, das dieser Familie widerfährt.

Auch mich selbst beschäftigen diese Fälle. Als Juristin ist es schwer, zu beobachten, wie mit
dieser Eskalation der Maßnahmen im „hybriden Krieg“ gegen Russland nach und nach
unser gesamtes Rechtsystem in seinen Grundfesten erschüttert und sogar teilweise
ausgehebelt zu werden scheint. Das außenwirtschaftliche Sanktionsrecht wird hier meiner
Ansicht nach als „Ersatzstrafrecht“ für Einzelpersonen missbraucht, um sämtliche
rechtlichen Schutzmechanismen zu umgehen, die genau für diese Fälle (Bestrafung einer
Einzelperson) über Jahrhunderte in unserer europäischen Rechtsentwicklung mühsam
erkämpft wurden. Auch wenn das alles angeblich nur zur Bekämpfung von Desinformation
geschieht, erinnere ich mich an einen Rechtssatz, der lautet „Substantia non mutatur
nomine“ – nämlich: „Die Substanz wird durch die Bezeichnung nicht verändert“.

https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/geopolitik/koennen-unsere-kinder-nicht-mehr-ernaehren-behoerden-sperren-konten-von-journalisten-ehefrau-li.10027407
https://www.nachdenkseiten.de/?p=148440
https://www.nachdenkseiten.de/?p=148448
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Die EU sorgt sich um „Destabilisierung und Delegitimierung unserer Demokratien“, aber da
brauchen wir Russland und seine angeblichen Einflussagenten scheinbar gar nicht für – das
machen nationale und EU-Politiker nach meinem Eindruck gerade sehr effektiv selbst.

Wenn ich in den letzten Tagen und Wochen über die Entwicklungen und Entscheidungen in
diesen Fällen lese und die Äußerungen des Sprechers des Auswärtigen Amtes und anderer
Entscheider höre, fühle ich eine starke kognitive Dissonanz: Ich kann nicht glauben, dass
das der Weg ist, den sie wirklich gehen wollen; dass diese Entscheidungen auf diese Weise
ernsthaft getroffen werden. Ich warte manchmal fast darauf, dass Kurt Felix endlich in die
Szene springt und „Verstehen Sie Spaß?“ ruft und dann erklärt, das alles sei ein Streich
gewesen oder eine Art staatsbürgerlicher Test dafür, wann die Deutschen endlich nicht
mehr „mitspielen“ – wann der Bogen überspannt ist. Aber es ist wohl kein Scherz oder
Streich, sondern es sind die Verdeckungshandlungen und Abstiegskämpfe einer Politik, die
sich grundlegend geirrt hat (Corona, Ukraine, Gaza) und jetzt verzweifelt versucht, ihre
Deutungshoheit zu erhalten, obwohl die Risse in ihren Narrativen überall sichtbar werden,
sich ausbreiten und vergrößern. Es ist aber vielleicht tatsächlich auch ein Test für die
Bürger: Wie weit kann Politik gehen, bis wirksamer Widerstand beginnt?

Um nur einige Stimmen zu zitieren

Bei vielen Stimmen, die sich gegen das Vorgehen durch Sanktionen gegen Doğru (und auch
Baud und andere, wie die Schweizerin Nathalie Yamb und die Deutschen Thomas Röper und
Alina Lipp) äußern, scheint langsam wirklich die rote Linie erreicht zu sein. Die Spannung
zwischen dem EU-Sanktionsregime und seiner gnadenlosen Anwendung in Deutschland und
dem, was von der Bevölkerung als richtig und rechtens empfunden wird, scheint für viele
das Maß des Ertragbaren zu übersteigen.

Der Journalist und Autor Ole Nymoen schreibt zum Beispiel auf X:

„Hier wird ein Exempel statuiert, ein Mensch entrechtet.“

Auch viele andere Äußerungen von Nutzern gehen in eine ähnliche Richtung (anonymisierte
Zitate von X):

„Das kann dich (sic!) nicht richtig sein! Selbst die Familien von Gewalttätern
werden nicht mitbestraft! Mir macht diese Entwicklung wirklich Angst!“

https://x.com/nymoen_ole/status/2036709886424125790?s=20
https://x.com/nymoen_ole/status/2036709886424125790?s=20
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„Selbst in Frankreich hat man 1854 den “civil death” abgeschafft, den nun die
EU und deren Helfer wieder einführen. also zurück in die Tyrannei?“

„Das hat es noch nicht mal in der DDR gegeben !!!“

„Das tiefste Mittelalter ist zurück. #Reichsacht #Sippenhaft“

„Es muss mittels zivilem Ungehorsam ein Weg gefunden werden, diesen
unhaltbaren Zustand zu beenden. Einer Gesellschaft die derartiges duldet, steht
eine finstere Zukunft bevor. Das kann niemand wollen.“

„Ernsthaft. Das ist doch alles unfassbar! Wird Zeit den Laden mal etwas
durchzulüften. In einer Demokratie darf ich doch noch aufbegehren oder ist das
auch schon verboten?“

Viele erklären sich sogar bereit, sich durch finanzielle Unterstützung von Doğru selbst
freiwillig strafbar zu machen.

„Ja, die EU handelt nicht mehr nach Recht. Sie sanktioniert…um Sichtweisen und
Meinungen, die ihr nicht passen, zu verunmöglichen. Gibt’s ne Möglichkeit ihn
finanziell zu unterstützen? Würde dafür gern eine Strafe in Kauf nehmen.“

An diesen Punkt muss man die sonst sehr gesetzestreue deutsche Bevölkerung erst mal
bringen.

„Wo Unrecht zu Recht wird, wird Widerstand zur Pflicht“

Die Aktivistin und Autorin Aya Velazquez zitierte bereits vor einigen Tagen auf X den
berühmten Satz: „Wo Unrecht zu Recht wird, wird Widerstand zur Pflicht.“, der Bertolt
Brecht zugeschrieben wird. Sie erklärte, dass in ihren Augen der erfolgversprechendste
Vorschlag jetzt ziviler Ungehorsam wäre, also Herrn Doğru vor laufender Kamera
Lebensmittel und Geldspenden zu überreichen. Diese Idee hatte in den letzten Monaten
auch schon einige andere Unterstützer geäußert. Umgesetzt hat ihn aber meines Wissens
bisher niemand. Mehr dazu weiter unten.

Diskussion über die Form des Widerstands

https://x.com/aya_velazquez/status/2036807772642111965?s=20
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Auch die BSW-Politikerin Sevim Dağdelen fordert vor einigen Tagen laut Berliner Zeitung
eine breite politische Mobilisierung und nennt das EU-Sanktionsregime „totalitär“. Sie lädt
alle Demokraten dazu ein, zu diesem Thema aktiv zu werden, und kündigt eine
Aktionsplattform gegen die rechtswidrigen Sanktionen an, um Rechtsstaatlichkeit,
Demokratie und Menschlichkeit zu verteidigen. Hierzu soll es in Kürze mehr Informationen
geben.

Es gab bereits große Unterschriftenaktionen (z.B. hier free-baud.org) und
Protestveranstaltungen. Bisher scheinen diese aber keine Veränderung der politischen
Haltung der Bundesregierung und der ausführenden Organe bewirkt zu haben.

Viele fordern daher jetzt eine ähnlich große Bewegung wie damals zur Nichtauslieferung
und Freilassung des Journalisten und Whistleblowers Julian Assange (Wikileaks) gegen die
drastischen EU-Sanktionen für Journalisten und Experten. Denn, wie viele Kommentatoren
und auch unsere Leser in Leserbriefen schreiben, es geht nicht nur um die einzelnen
sanktionierten Personen, sondern um das Prinzip. Das Prinzip: Wer definiert Journalismus?
Wer kann nach welchen Maßstäben Berichte und Meinungen einfach zu Propaganda
erklären? Sind diejenigen, die hierbei dann sofort antworten: „Er ist ja kein Journalist,
sondern Propagandist“ bzw. „Pressefreiheit gilt nicht für Propagandisten“, sich wirklich
nicht bewusst, wie leicht diese Umbenennung vorgenommen werden kann (im Fall Baud
und Doğru ja sogar ohne irgendwelche öffentlich oder auch nur den Betroffenen
zugänglichen ordentliche Belege) und wie hoch die Missbrauchsgefahr hier ist? Ist ihnen
nicht klar, wie leicht es für die Herrschenden ist, einen kritischen Journalisten oder Autor
einfach qua Bezeichnung als „Informationsmanipulator“ oder „Propagandisten“ aus
jeglichem Rechts- und Grundrechtsschutz herauszunehmen und zum ‚Abschuss‘
freizugeben? Der mögliche Missbrauch dieses Kartenspielertricks liegt doch für jeden auch
ohne juristische Vorbildung und bei nur einigermaßen vorhandener Intelligenz auf der
Hand. Ein Blick in die Geschichte der letzten Jahrhunderte oder bis zurück ins alte Rom
oder Griechenland (Sokrates anyone?) würde hierfür doch auch bereits genügen. Alles
vergessen?

Es scheint, als wollen viele nicht mehr unwidersprochen zulassen, dass unsere
Bundesregierung „über die Bande“ Brüssel und Außenwirtschaftsrecht grundlegende
Rechtssystematiken wie den Gesetzesvorbehalt (nulla poena sine lege – keine Strafe ohne
Gesetz), die Gewaltenteilung, das Recht auf einen gesetzlichen Richter, das Recht auf
rechtliches Gehör, das Recht auf ein öffentliches und mündliches Verfahren, das Grundrecht
auf Meinungs- und Pressefreiheit, um nur mal einige zu nennen, scheinbar unterlaufen bzw.
aushebeln darf.

https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/geopolitik/koennen-unsere-kinder-nicht-mehr-ernaehren-behoerden-sperren-konten-von-journalisten-ehefrau-li.10027407
https://www.berliner-zeitung.de/politik-gesellschaft/geopolitik/koennen-unsere-kinder-nicht-mehr-ernaehren-behoerden-sperren-konten-von-journalisten-ehefrau-li.10027407
https://free-baud.org/
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Öfter kamen in letzter Zeit auch Hinweise auf die letzten Endes sehr erfolgreiche globale
#FreeAssange-Bewegung und der Wunsch, etwas Ähnliches für die sanktionierten
Journalisten, Autoren und Aktivisten auf die Beine zu stellen. Die Fälle haben Ähnlichkeiten
(es geht um Journalismus sowie Presse- und Meinungsfreiheit und das Kriminalisieren
abweichender Meinungen und Berichterstattung, die den westlichen Regierungen
strategisch schaden könnte), aber auch einige Unterschiede.

Die entscheidende Rolle der Medien

Die aktuelle Situation ist allerdings im Vergleich mit der #FreeAssange-Bewegung vor
einigen Jahren gerade noch deutlich schwieriger. Waren damals noch viele Medien und
NGOs wie Reporter ohne Grenzen und Amnesty International auf der Seite der
#FreeAssange-Aktivisten, hört man zu den Fällen Doğru und Baud z.B. von Reporter ohne
Grenzen wenig bis nichts, und auch Amnesty International hat sich bisher noch nicht
geäußert, um die Sanktionierten zu unterstützen. Das frühe Framing der beiden als
„Russland-Propagandisten“ und „Desinformationsakteure“ scheint damit sogar effektiver
gewesen zu sein als die Vergewaltigungsvorwürfe gegen Assange aus Schweden.

Die etablierten Medien schweigen die Fälle entweder tot oder äußern sich deutlich auf
Regierungslinie. So titelte zum Beispiel die FAZ in einem Bericht über eine
Solidaritätsbekundung des Präsidenten des Deutschen Handballbundes (DHB) für Jacques
Baud „Warum unterstützt der DHB-Präsident einen Verschwörungstheoretiker?“ und
ergänzte dann noch in der Einleitung: „Andreas Michelmann, Präsident des Deutschen
Handballbunds, setzt sich für einen sanktionierten Schweizer Offizier ein, der prorussische
Propaganda verbreitet. Anruf bei einem, der darauf gewartet hat.“ – kein „verbreitet haben
soll“, denn wir erinnern uns: Unschuldsvermutung war gestern.

Nur wenige kritische Zeitungen wie die Berliner Zeitung, das Neue Deutschland und die
junge Welt berichten kritisch über den Fall. Unter den politischen Parteien setzt sich nur
das BSW aktiv und nachhaltig für die Sanktionierten ein. Aber auch die AfD bezog mit einer
Vortragsveranstaltung unter dem Titel „Die Verfolgung von Regierungskritikern“ am 24.
Februar 2026 klar Stellung.

Wobei man fairerweise die Anfänge der #FreeDogru- und #FreeBaud-Bewegung, die wir
gerade erleben, nicht mit der Endphase der #FreeAssange-Bewegung vergleichen darf. Bei
Assange handelte es sich um eine internationale Kampagne, die erst nach 14 Jahren zu ihrer
vollen Größe und Wirksamkeit angewachsen ist.

Ziviler Ungehorsam/demonstrativer „Regelbruch“

https://www.faz.net/aktuell/sport/sportpolitik/der-fall-michelmann-warum-unterstuetzt-der-dhb-praesident-einen-russland-propagandisten-accg-110852656.html
https://www.youtube.com/watch?v=PALTlcp4PEI
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Beginnen wir mit dem Vorschlag vieler Unterstützer, im Rahmen einer Kampagne des
zivilen Ungehorsams auf das Unrecht des Sanktionsregimes aufmerksam zu machen.
Hierbei würden möglichst viele Menschen und auch prominente Unterstützer den
sanktionierten Baud oder Doğru demonstrativ und symbolisch Geldbeträge (z.B. 1 Euro)
oder Sachmittel zukommen lassen und somit vermutlich eine Strafbarkeit riskieren, da eine
solche Unterstützung laut Doğrus und Bauds Anwälten strafbar sein soll.

Gandhis Salzstreik

Diese Kampagnenstrategie hat historische Vorbilder aus den Freiheitskämpfen und
Bürgerrechtsbewegungen der Vergangenheit. Sie wurde zum Beispiel im berühmten
„Salzprotest“ im Jahr 1930 verwendet und von Mahatma Gandhi im kolonialen Indien
organisiert. Die Kolonialmacht Großbritannien hatte damals das Monopol auf
Salzproduktion in Indien und erhob eine Steuer auf dieses lebensnotwendige Gut, die
besonders für die Ärmeren schwer zu zahlen war. Aus Protest dagegen hob Gandhi
demonstrativ eine Handvoll natürliches Salz vom Strand auf. Das war keine spontane
Aktion, sondern eine strategisch sehr genau geplante und kalkulierte Kampagne.

Ein paar Faktoren sind entscheidend für den Erfolg einer solchen Protestaktion:

Die Presse muss darüber berichten, denn die öffentliche Aufmerksamkeit und Empörung ist
der wichtigste „Hebel“, der Veränderung bringen kann. Dies geschieht durch den
moralischen Druck, der erzeugt wird, wenn die Bevölkerung sehen kann, wie Menschen
Strafe durch die Staatsgewalt bewusst und gewollt ertragen, um gegen eine in ihren Augen
zutiefst ungerechte Maßnahme zu demonstrieren.

Weiter muss die Maßnahme offensichtlich (zumindest für die meisten) als ungerecht, wenn
nicht sogar als unrechtmäßig empfunden werden.

Und das Mitmachen muss „niedrigschwellig“ sein, das heißt, es muss einfach sein, sich an
dem Protest zu beteiligen.

Rosa Parks und der „Montgomery Bus Boycott“

Auch Rosa Parks nutzte diese Methode, als sie 1955 in Montgomery ihren Platz nicht für
einen weißen Fahrgast freigab und dafür verhaftet wurde. Darauf folgte der Montgomery
Bus Boycott, der 381 Tage andauerte. Auch hier bestand schon vorher große Empörung in
der Bevölkerung über die Rassentrennung und Bevorzugung der „weißen“ Fahrgäste. Die
Teilnahme an dem Boykott war für alle möglich und im Alltag verankert. Und: Der Boykott
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nutzte einen starken wirtschaftlichen „Hebel“, da er zu großen finanziellen Einbußen der
Busgesellschaft führte. Hier funktionierte der Protest massenwirksam durch den zivilen
Ungehorsam oder friedlichen Widerstand einer einzigen Person in Kombination mit einer
groß angelegten Boykott-Aktion, die von Zehntausenden von Bürgern getragen wurde.

Es gibt aber auch aktuelle Beispiele dieser Methode:

Der Protest um „Palestine Action“

In Großbritannien richtete sich vor Kurzem der Widerstand vieler gegen die Einstufung des
Aktionsnetzwerks „Palestine Action“ als terroristische Organisation durch die britische
Regierung, wodurch nicht nur die Mitgliedschaft, sondern auch jede Form von
Unterstützung und sogar bereits die öffentliche Befürwortung für das Netzwerk nach dem
„Terrorism Act“ zur Straftat gemacht wurden.

„Palestine Action“ richtete sich mit ihren Aktionen gegen israelische Rüstungsunternehmen
in Großbritannien und generell die militärische Zusammenarbeit Großbritanniens mit Israel,
die sie als Beihilfe und Mittäterschaft zum Völkermord in Gaza einstuften. Dies versuchte
sie, durch sogenannte „direkte Aktionen“ an Industrieanlagen der Rüstungsindustrie zu
erreichen, wie Einbrüchen und Sachbeschädigung.

Durch eine neue, weit gefasste „Terrorismus-Definition“, die auch das „politisch motivierte
Stören wirtschaftlicher Systeme“ umfasste, fiel das Netzwerk aus Sicht des britischen
Innenministeriums unter Ministerin Yvette Cooper unter diese Regelung. Daraufhin
organisierten Gruppen landesweit Proteste, in denen Demonstranten Schilder hochhielten,
auf denen sie ihre Unterstützung für die Gruppe und ihren Protest gegen den Völkermord in
Gaza erklärten. Damit nahmen sie bewusst in Kauf, festgenommen zu werden. Dies taten sie
ohne aktiven Widerstand, um zu zeigen, dass es sich um eine klare friedliche
Protestmethode handelte. Sicherlich bewusst gewählt, waren viele der Demonstranten sehr
alte Menschen, teilweise auch gesundheitlich Eingeschränkte (Rollstuhlfahrer, blinde
Menschen) und Menschen mit gesellschaftlich sehr respektierten und angesehen Berufen,
wie Krankenschwestern oder Pastoren. Das erhöhte die kommunikative und emotionale
Wirkung der Bilder und Filmaufnahmen von den massenweisen polizeilichen Festnahmen.
Seit Beginn der Proteste sind laut Medienberichten fast 3.000 Menschen für das Hochhalten
von Schildern verhaftet worden.

Die grundsätzliche Mechanik bei dieser Art von Protest ist also: Die öffentliche
Aufmerksamkeit wird auf ein ungerechtes oder unrechtmäßiges Gesetz gelenkt, in dem
dieses demonstrativ von möglichst vielen bewusst, friedlich und öffentlich gebrochen wird.

https://www.aljazeera.com/news/2026/3/28/palestine-action-supporters-arrested-as-londons-met-police-reverse-policy
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Der Staat reagiert mit Festnahmen und entlarvt die Rechtslage dadurch selbst als falsch,
unmoralisch und ungerecht in der Wahrnehmung der Öffentlichkeit – oder er bleibt untätig
und bestätigt dadurch dem Anschein nach die Auffassung der Protestbewegung, dass das
Gesetz bzw. die Verordnung nicht umgesetzt werden sollte. Entscheidende Punkte sind hier,
eine große Öffentlichkeit zu schaffen und notfalls (falls die Medien nicht ausreichend
berichten) selbst ausreichend mediale Inhalte für die eigene Verbreitung zu erstellen.
Zusätzlich ist die Anzahl der Teilnehmer, aber auch die strategisch gute Auswahl der
Teilnehmer an der Aktion, wie Prominente oder angesehene und geachtete
Persönlichkeiten, sehr wichtig.

Interessant ist dabei, dass in diesen Fällen (anders als im Fall der Assange-Kampagne) nicht
so sehr die Unterstützung für die Sanktionierten oder Verfolgten im Zentrum der Aktion
steht, sondern dass die Proteste sich gegen die Sanktionen oder Gesetze an sich richten.
Das heißt, das Objekt und der „Gegner“ eines solchen Protestes sind die Sanktionen bzw.
Gesetze selbst.

Eine Schwierigkeit und ein Risiko dieser Methode ist natürlich die Strafbarkeit der
Teilnehmer. Aber ein noch größeres Hindernis und Risiko ist sie in Bezug auf den Aufruf zu
einer solchen Aktion und deren Organisation, da bereits das Aufrufen hierzu wiederum als
Straftat gewertet werden könnte. Und auch die Organisation und Kampagnenplanung (die,
wie aus den historischen Beispielen deutlich wird, sehr wichtig ist) könnte wiederum in die
Nähe von Strafbarkeit führen.

Und: Im Fall des EU-Sanktionsrechts geht es nicht um eine einzelne nationale Norm,
sondern um ein Geflecht aus Beschlüssen und Verordnungen des Rats der Europäischen
Union, die teilweise direkt national wirksam sind, sowie diverse Umsetzungsgesetze im
deutschen Recht, die im Parlament verabschiedet wurden. Das macht die Stoßrichtung der
Proteste komplizierter und damit auch die Kommunikation dazu. Aber wie die Proteste in
den Jahren 2014 bis 2016 gegen die Freihandelsabkommen TTIP und CETA gezeigt haben,
können auch in einer komplexen juristischen Situation mitreißende Kampagnen umgesetzt
werden, die politische Kursänderungen bewirken.

Ende Teil 1

(Teil 2 folgt morgen)

Titelbild: Screenshot NachDenkSeiten

https://www.youtube.com/watch?v=ZbfmqtzUAeE&t=1s
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Mehr zum Thema:

„Sippenhaft” für Familie des deutschen Journalisten Doğru: EU-Sanktions-Regime
immer skandalöser

Im Sanktionsrausch – Notizen zu Brüssels vormodernem Strafregime

Wenn Kritik zum Risiko wird: Offener Brief warnt vor Erosion der Meinungsfreiheit
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